
pflege und dem Recht auf Verteidigung 
(§ 61), ist der Beschuldigte berechtigt, je
doch nicht verpflichtet, an der Wahrheits
feststellung im Strafverfahren aktiv mitzu
wirken. Dieses Recht ist ihm in § 8 Abs. 2 
Satz 1 ausdrücklich garantiert. Er kann je
doch, im Gegensatz zum Zeugen, auch jedd 
Aussage verweigern. Von einer solchen 
Aussageverweigerung darf in keinem Fall 
auf ein Eingeständnis der Schuld geschlos
sen werden.

Der mitunter vorgetragene Schluß, ein 
Unschuldiger habe nichts zu verbergen 
und daraus folge, daß aus dem Schweigen 
auf die Schuld geschlossen werden könne, 
ist ein Fehlschluß, da bereits die Prämisse 
falsch ist. Es ist durchaus denkbar und 
kommt auch vor, daß ein Unschuldiger 
aus Gründen, die außerhalb der straf
rechtlichen Verantwortlichkeit liegen, et
was verbergen möchte.

Im Gegensatz zum Zeugen, der ein ihm 
zustehendes Zeugnisverweigerungsrecht 
wahrnimmt, darf jedoch auf den Beschul
digten bzw. Angeklagten eingewirkt wer
den, um ihn von der Notwendigkeit zu 
überzeugen, an der Wahrheitsfeststellung- 
mitzuwirken. Dabei sind alle Formen der 
Einwirkung zu vermeiden, mit denen ein 
unzulässiger Druck auf den Beschuldigten 
bzw. Angeklagten ausgeübt werden könnte. 
Jede Art von Aussagezwang ist auch hier 
verboten und kann strafrechtlich verfolgt 
werden. Auch wenn er die Aussage zu der 
gegen ihn erhobenen Beschuldigung ver
weigert, bleibt es dem, Beschuldigten bzw. 
Angeklagten unbenommen, konkrete Be
weisanträge zu stellen (§ 61 Abs. 1).

Entschließt sich der Beschuldigte bzw. 
Angeklagte zu einer Aussage zu der gegen 
ihn erhobenen Beschuldigung, so kann diese 
grundsätzlich ein Geständnis bzw. auch ein 
Verteidigungsvorbringen enthalten. Jede 
Aussage des Beschuldigten bzw. Angeklag
ten muß jedoch genauestens gewürdigt 
werden, da sie — gleich ob Geständnis oder 
Verteidigungsvorbringen — aus den unter
schiedlichsten Gründen ganz oder teilweise 
falsch sein kann.

Die Aussage des Beschuldigten ist in je
dem Falle mit den anderen Beweismitteln 
zu vergleichen, um ihren Wahrheitswert zu 
ermitteln. Unzulässig — weil im Wider
spruch zur Beweisführungspflicht der

Rechtspflegeorgane — ist es, das in seiner 
Aussage enthaltene Vorbringen des Be
schuldigten oder Angeklagten zurückzuwei
sen, ohne zuvor zweifelsfrei das Gegenteil- 
machgewiesen zu haben.

Dieser Nachweis kann auch erbracht wer
den, indem die Wahrheit der Erkenntnisse 
auf der Grundlage der anderen Beweis
mittel bewiesen und so indirekt das Ver
teidigungsvorbringen widerlegt wird.

Ist der Nachweis erbracht worden, daß 
der Beschuldigte bzw. Angeklagte gelogen 
hat; so kann auch von dieser Tatsache nicht 
auf seine Schuld geschlossen werden. Die 
Motive für die bewußt falsche Aussage kön
nen, wie die Motive der Aussageverweige
rung, außerordentlich verschieden sein. In 
jedem Falle muß auch ein Verteidigungs
vorbringen widerlegt werden und darf 
nicht als „Schutzbehauptung“ abgetan wer
den. Der Beschuldigte bzw. Angeklagte 
würde sonst bereits als Schuldiger behan
delt werden, bevor seine Schuld rechts
kräftig festgestellt worden ist.

Das Geständnis des Beschuldigten oder 
Angeklagten ist für die Wahrheitsfindung 
und die Erreichung der Aufgaben des 
Strafverfahrens von großer Bedeutung, 
weil es oft 'die Bereitschaft des Beschul
digten oder Angeklagten zum Ausdruck 
bringt, die Verantwortung für sein straf
bares Handeln vor der Gesellschaft zu tra
gen und sein Verhalten wiedergutzuma
chen. Diese Tatsache darf jedoch nicht dazu 
führen, Geständnisse weniger kritisch auf 
ihren Wahrheitsgehalt zu prüfen und ihre 
Rolle für die Beweisführung zu überschät
zen. Das Geständnis besitzt keinen größeren 
Beweiswert als jedes andere Beweismittel 
(§ 23 Abs. 2).

Als Geständnis werden alle Aussagen 
bezeichnet, in denen der Beschuldigte bzw. 
Angeklagte die gegen ihn erhobene Be
schuldigung bzw. Anklage ganz oder teil
weise bestätigt (oder sich darüber hinaus 
weiterer Straftaten bezichtigt), wobei er 
über von ihm selbst wahrgenommene Sach
verhalte nachprüfbare Angaben macht (und 
evtl, zusätzlich Beweismittel nennt), aus 
denen sich ergibt, daß er die strafbare 
Handlung begangen hat.39 Die Bedeutung

39 Vgl. R. Herrmann, Grundfragen der Be
weisführung . . a .  a. O., S. 115.
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